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Ausgangslage und Herausforderungen

Ziel der Justiz ist die Gewährung von Gerechtigkeit, Rechtssi-

cherheit und Rechtsfrieden. Gleichzeitig verändert die 

Digitalisierung viele unserer Lebensbereiche grundlegend. 

Rechtsuchende, die Anwaltschaft und Notariate sowie 

Unternehmen möchten ihre Anliegen auch mit der Justiz 

vollständig elektronisch abwickeln. Unser Ziel ist ein bürger-

freundlicher Zugang zur Justiz unter Einsatz von modernen 

Zugangsmöglichkeiten und Verfahrensabläufen. Die nieder-

sächsische Justiz steht deshalb vor der Herausforderung, ihre 

Aufgabe mit den Chancen der Digitalisierung zu verbinden. 

Dabei ist auch Vertrauen in die Sicherheit der Daten der 

Rechtspflege eine Voraussetzung dafür, dass neue Zugangs- 

und Abwicklungsmöglichkeiten angenommen werden. 

Die niedersächsische Justiz stellt sich mit einer Vielzahl von 

Vorhaben den Herausforderungen der Digitalisierung.

Ziele der Landesregierung

Ziel der Landesregierung ist es, die Digitalisierung der Justiz 

in den nächsten Jahren durch umfassende Maßnahmen 

grundlegend voranzutreiben und somit die Voraussetzungen 

für eine moderne und gleichzeitig sichere Rechtsgewährung 

in einer zunehmend digitalisierten Welt zu schaffen.
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mAus diesem Ziel werden im Wesentlichen die folgenden 

Teilziele abgeleitet:

1.  Gewährleistung einer sicheren elektronischen Kommuni-

kation mit allen niedersächsischen Gerichten und 

Staatsanwaltschaften

2.  Einführung und Etablierung vollständig elektronischer 

Geschäftsabläufe in allen niedersächsischen Gerichten 

und Staatsanwaltschaften

3.  Bereitstellung moderner Fachanwendungen, die die 

elektronischen Arbeitsabläufe optimal unterstützen

4.  Sicherstellung eines hohen Maßes an Informations- und 

IT-Sicherheit, um das Vertrauen der Rechtsuchenden in 

eine unabhängige Justizgewährung ohne äußere 

Einflussnahme zu erhalten

Digitale Justiz
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Maßnahmen zur Zielerreichung

Zur Erreichung der Zielstellung werden folgende Maßnahmen 

von der Landesregierung eingeleitet:

1.  Programm „elektronische Justiz Niedersachsen“ 

(eJuNi)

  Unter dem Dach des 2014 gestarteten Programms „eJuNi 

– elektronische Justiz Niedersachsen“ hat das Nieder-

sächsische Justizministerium die Eröffnung des elektroni-

schen Rechtsverkehrs sowie die Einführung der elektroni-

schen Akte, zu denen die Justiz gesetzlich verpflichtet ist, 

gebündelt. Das Programm bereitet den Weg für den 

größten technologischen Wandel, der in der Justiz in den 

letzten Jahrzehnten vollzogen wurde. Die technischen 

Möglichkeiten zur sicheren elektronischen Außenkommu-

nikation (elektronischer Rechtsverkehr) wurden in allen 

Gerichten und Staatsanwaltschaften bereits zum 01. 

Januar 2018 geschaffen. Im weiteren Programmverlauf 

von eJuNi sollen nun für die gesetzlich vorgeschriebene 

Einführung der elektronischen Akte in der gesamten 

Justiz die dafür notwendigen Maßnahmen umgesetzt 

werden (spätestens bis zum 31. Dezember 2025). Dazu 

gehört neben der Softwareentwicklung, der Ausstattung 

und der Fortentwicklung der IT-Betriebsstrukturen 

insbesondere die Ertüchtigung der Netzwerkinfrastruktur 

in Gerichten und Staatsanwaltschaften. Für ein durch-

gängig elektronisches Arbeiten möchten wir die Gerichte 

und Staatsanwaltschaften zusätzlich mit WLAN 

ausstatten.

  Zeithorizont: laufend – 2025

Budget: 54,2 Mio. Euro 

(ein zusätzlicher Mittelbedarf ist absehbar)

2.  Entwicklung eines gemeinsamen Fachverfahrens 

aller 16 Bundesländer für Gerichte und 

Staatsanwaltschaften

  Flankierend zur Einführung des elektronischen Rechtsver-

kehrs und der elektronischen Akte stellen wir den 

Justizbediensteten in Gerichten und Staatsanwaltschaf-

ten eine moderne, gut bedienbare und nach dem Stand 

der Technik barrierefreie IT-Fachanwendung bereit. 

Videoverhandlungen in Zivilverfahren
Landgericht Hannover

Die Zivilprozessordnung ermöglicht Videoverhandlungen in Zivilverfah-

ren. Im vorliegenden Projekt werden derartige Verhandlungen erprobt. 

Damit soll bundesweit zur Akzeptanz von Verhandlungen per Video 

beigetragen werden. Ziel ist es, dass alle Zivilkammern des Landge-

richts die Möglichkeit erhalten, Videoverhandlungen mittels Skype for 

Business (SfB) ressourcenschonend durchführen zu können.

Dabei wird Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten in geeigneten 

Fällen gestattet, per Video an der Verhandlung teilzunehmen. Dazu ist 

es erforderlich, dass im Sitzungssaal die notwendige Infrastruktur 

bereitgestellt wird (leistungsfähiger Internetanschluss, PC, Videokonfe-

renzanlage, Skype-for-Business-Account, ggf. großer Übertragungs-

bildschirm für die Öffentlichkeit). 

Durch die Umsetzung von Videoverhandlungen können Fahrzeiten für 

Verfahrensbeteiligte eingespart, die Terminfindung vereinfacht und 

Verfahren beschleunigt werden. In einer bundesweiten Liste sollten die 

Gerichte aufgelistet werden, die wie das Landgericht Hannover bereits 

über Skype for Business für Videoverhandlungen verfügen. Zeugen 

könnten dann beispielsweise in anderen Gerichten über Skype for 

Business vernommen werden.

   Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

www.landgericht-hannover.niedersachsen.de
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Dadurch verbessern wir die Qualität der Zusammenarbeit 

innerhalb und mit der Justiz. Die in den Ländern einge-

setzten Programme sollen dadurch so weit wie möglich 

vereinheitlicht werden, sodass bundesweit Entwicklungs-

kosten eingespart werden können.

  Zeithorizont: laufend – 2025

Budget: 5,1 Mio. Euro 

(ein zusätzlicher Mittelbedarf ist absehbar)

3. Informationssicherheit und IT-Sicherheit

  Eine erfolgreiche Digitalisierung gelingt nur mit IT-Sicher-

heit. Ohne vertrauenswürdige IT-Strukturen werden 

elektronische Kommunikations- und Bearbeitungsmög-

lichkeiten keine Akzeptanz und Nutzung finden. Es ist 

deshalb notwendig, parallel zur Umsetzung von Digitali-

sierungsmaßnahmen auch die IT-Sicherheit nachhaltig 

und effektiv zu stärken. Hierfür bauen wir die zur 

Verfügung stehenden Analysemöglichkeiten aus, 

professionalisieren Security-Prozesse und erarbeiten 

Sicherheitskonzepte für die zum Einsatz kommende 

Hard- und Software.

  Zeithorizont: laufend

Budget: 1,9 Mio. Euro 

(ein zusätzlicher Mittelbedarf ist absehbar)

4.  Entwicklung eines datenbankgestützten 

IT-Fachverfahrens zur elektronischen Führung 

der Grundbücher

  Um das Grundbuch in Niedersachsen zukunfts- und 

leistungsfähig zu erhalten und an europäische Standards 

anzupassen, sind die im Einsatz befindlichen Verfahren 

langfristig abzulösen. Mit dem bundesweit einheitlichen 

datenbankgestützten IT-Fachverfahren zur elektronischen 

Führung der Grundbücher werden die Speicherung und 

Bearbeitung der gut 3 Mio. niedersächsischen Grund-

buchblätter mit einem Gesamtvolumen von etwa 32 Mio. 

Seiten in voll strukturierter Form sowie eine verbesserte 

Online-Auskunft ermöglicht.

  Zeithorizont: laufend – 2024

Budget: 337.000 Euro 

(ein zusätzlicher Mittelbedarf ist absehbar)

Referenzumgebung für e²-Länderverbund 
Niedersächsisches Justizministerium

Zur Einführung der elektronischen Akten in der Justiz entwickeln sechs 

Bundesländer im Verbund Komponenten für den Justizarbeitsplatz der 

Zukunft. Die neuen Anwendungen sollen in einer zentralen IT-Umge-

bung, die als infrastrukturelle „Blaupause“ flexibel anpassbar ist, über 

dezentralen Zugriff auf Praxistauglichkeit und Einsatzfähigkeit getestet 

werden.

Der Zentrale IT-Betrieb Niedersächsische Justiz (ZIB) hat für die 

Systemarchitektur der Betriebsplattform den Ansatz der Private Cloud 

gewählt, um die IT-Umgebung mandantenfähig und dynamisch 

skalierbar bereitzustellen. Rechenleistung, Speicher und Netzwerk 

werden Nutzerinnen und Nutzern nach Bedarf zugewiesen. Sie haben 

die Möglichkeit, eigene Testumgebungen zu erstellen. Es werden nur 

Ressourcen aus dem ZIB-eigenen Betriebszentrum genutzt.

Die moderne und flexible IT-Referenzumgebung soll zur beschleunig-

ten Einführung der länderübergreifenden Entwicklungen im Echtbe-

trieb beitragen, weil virtuelle Server und Clients für Integrations-, 

Test- und Abnahmearbeiten automatisiert bereitgestellt werden. Zur 

Reduzierung der Reisezeiten und -kosten für die Tester sollen alle 

individuell zusammengestellten IT-Testumgebungen auch durch 

Fernsteuerung (Remote) genutzt werden können. 

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Zentraler IT-Betrieb Niedersächsische Justiz (ZIB), 

zib-technisches-betriebszentrum@justiz.niedersachsen.de
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2.16

Informations-, Cybersicherheit 
und Datenschutz

Ausgangslage und Herausforderungen

Informations-, Steuerungs- und Versorgungssysteme sind 

zunehmend über territoriale Grenzen hinweg vernetzt. Mit 

der umfassenden Präsenz der Informations- und Kommunika-

tionstechnik werden auch die Schwachstellen sowie Miss-

brauchs- und Angriffsmöglichkeiten dieser Technik allgegen-

wärtig. Das Spektrum der Risiken erstreckt sich von den 

Schutzzielen der Informationssicherheit über den Schutz 

personenbezogener Daten, den sicheren Betrieb von 

Anlagen, die für die Daseinsvorsorge kritisch sind, bis hin zu 

Risiken für Leib und Leben. Diesen Bedrohungen muss mit 

erhöhten Anforderungen an die Informationssicherheit, die 

Cybersicherheit und den Datenschutz in Form von Fragestel-

lungen zu Querschnittsthemen begegnet werden. 

Die Informations- und Cybersicherheit sowie ein moderner, 

wirksamer Datenschutz sind wesentliche Voraussetzungen 

für das Gelingen der Digitalisierung in Niedersachsen und in 

ganz Deutschland. Ferner stärken sie das Vertrauen in 

demokratische Prozesse. Der Staat trägt eine ausgesprochen 
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m große Verantwortung dafür, die Grundrechte der Bürgerin-

nen und Bürger im Netz zu schützen und ein sicheres und 

freies Leben in einer digitalisierten Gesellschaft zu 

ermöglichen.

Ziele der Landesregierung

Ziel der Landesregierung ist es, alle Akteure der Digitalisie-

rung in Niedersachsen bei ihren Anstrengungen zur weiteren 

Erhöhung der Informationssicherheit, der Cybersicherheit 

und des Datenschutzes zu unterstützen: 

1.  Ausbau des Wirtschaftsschutzes des niedersächsischen 

Verfassungsschutzes, der Polizeibehörden Niedersach-

sens, des niedersächsischen Computer-Emergency-Res-

ponse-Teams (N-CERT) sowie des Kompetenzzentrums 

für Großschadenslagen. Damit wird eine im Länderver-

gleich führende Absicherung gewährleistet.

2.  Vernetzung aller Cybersicherheitsakteure und Vereinba-

rung eines Cybersicherheitsbündnisses mit den nieder-

sächsischen Kommunen. Dadurch wird eine entspre-

chende Beratung und Förderung in der Informations- und 

Cybersicherheit sichergestellt.

Sicherheit in der digitalen Welt
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3.  Bekämpfung der Cyberkriminalität: Dazu sollen die 

forensischen Analysekapazitäten der Polizei ausgebaut, 

die Beratungsangebote an Mittelstand und Handwerk, 

Bürgerinnen und Bürger sowie Kommunen intensiviert 

und Präventionsprogramme vorangetrieben werden. 

4.  Vernetzung mit länderübergreifenden Cybersicherheits-

verbünden und Förderung von länderübergreifenden 

Zentralstellen, um Niedersachsen in einen bundes- und 

europaweiten Cybersicherheitskontext einzubetten

Maßnahmen zur Zielerreichung

Zur Erreichung der Zielstellung werden folgende Maßnahmen 

von der Landesregierung eingeleitet:

1. Aufbau moderner Schutztechnologien

  In den niedersächsischen Landesbehörden soll ein 

stufenweiser Ausbau der Schutztechnologie für die 

IT-Systeme erfolgen, z. B. durch den Einsatz von Anoma-

lieerkennungssystemen, um auch in Zukunft Cyberan-

griffe abwehren zu können.

 Zeithorizont: 2019 – 2022

 Budget: 1,2 Mio. Euro jährlich

2.  Ausbau des N-CERT zu einem Cyber-Defense- 

Center mit zusätzlichen Kernkompetenzen

  Mit dem Cyber-Defense-Center sollen umfassende 

Echtzeitlagebilder der Cybersicherheit vorgehalten und 

Risikoänderungen sofort erkannt werden, zudem soll 

darauf basierend eine Steuerung des Schutzes der 

IT-Infrastruktur erfolgen können. Darüber hinaus soll ein 

verwaltungsübergreifendes Sicherheitsvorfallmanage-

ment umgesetzt werden.

 Zeithorizont: 2018 – 2020

 Budget: 750.000 Euro

3. Cybersicherheitsbündnis

  Die Kommunen sollen von den Leistungen des N-CERT 

profitieren und überdies in einem Cybersicherheits-

bündnis bei der Verbesserung der Informationssicherheit 

unterstützt werden. Zahlreiche IT-Verfahren werden 

übergreifend von Bund, Land und Kommunen genutzt, 

weshalb es darauf ankommt, dass insbesondere auch 

Land und Kommunen im Bereich der Informationssicher-

heit zusammenarbeiten. Es sollen Maßnahmen verabre-

det werden, die bei ihrer Umsetzung das Sicherheitsni-

veau erhöhen und ein effizienteres Vorgehen für alle 

Beteiligten in der Umsetzung ermöglichen. Zumeist sind 

Schutzmaßnahmen für viele IT-Verfahren sehr ähnlich. 

Deshalb ist es zielgerichtet,  in einem kooperativen, 

übergreifenden Vorgehen die Verbesserung des Sicher-

heitsniveaus zu erreichen.

 Zeithorizont: 2019 – laufend

4. Stärkung der Polizei

  Weiterentwicklung der Pilotorganisation Taskforce 

Cybercrime / Digitale Spuren zur Stärkung der Reaktions- 

und Interventionsfähigkeit bei der Prävention und 

Repression von Cybercrime, u. a. durch den Ausbau von 

Expertise durch Einstellung von IT-Expertinnen und 

IT-Experten zur fachlichen Unterstützung der Polizei. 

Dadurch soll das Know-how in kompetenten Fachdienst-

stellen zur wirksamen Bekämpfung von Cybercrime in 

den Polizeibehörden gebündelt werden. Die Zentrale 

Ansprechstelle Cybercrime im Landeskriminalamt 

Niedersachsen fungiert dabei als vertrauenswürdiger 

Ansprechpartner für Mittelstand und Handwerk sowie 

Bürgerinnen und Bürger. Diese werden für den Umgang 

mit digitalen Medien und persönlichen Daten unter 

Einbeziehung der Präventionsprogramme der Länder und 

des Bundes sowie des Ratgebers Internetkriminalität des 

Landeskriminalamtes Niedersachsen sensibilisiert. Dabei 

ist eine direkte Beratung zu einem persönlichen 

Anliegen möglich.

 Zeithorizont: 2018 – laufend
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Mit Transparenz zu mehr Vertrauen – Datenschutz in Niedersachsen

Die fortschreitende Digitalisierung eröffnet wirtschaftli-

che und gesellschaftspolitische Chancen. Mit ihr gehen 

jedoch erhebliche Risiken für die Persönlichkeitsrechte der 

Menschen einher. Ein an diese Entwicklungen angepass-

ter und damit starker Datenschutz ist das Gebot der 

Stunde. Niemand möchte zum gläsernen Bürger oder 

gläsernen Konsumenten werden und jeder hat ein Recht 

darauf, sich sicher und unbeschadet im digitalen Raum 

bewegen zu können. Bürgerinnen und Bürger müssen zu 

jeder Zeit einen Überblick darüber haben, wer, wann und 

warum personenbezogene Daten speichert und darauf 

zurückgreift. 

Denn nur derjenige, der gut und nach seinem Verständnis 

auch ausreichend über die Verarbeitung seiner personen-

bezogenen Daten informiert wird, kann sein informatio-

nelles Selbstbestimmungsrecht tatsächlich in diesem 

Sinne nutzen. Der heute weit verbreitete Begriff der 

Datensouveränität wird hingegen zur leeren Floskel, 

wenn es keine umfassende Informiertheit gibt. Transpa-

renz schafft zugleich Vertrauen, und ohne Vertrauen wird 

die Digitalisierung nicht ihr volles Potenzial entfalten 

können.

Hier setzt die seit dem 25. Mai 2018 geltende europäi-

sche Datenschutzgrundverordnung an, die aufbauend auf 

den zwanzigjährigen Erfahrungen mit dem EU-Daten-

schutzrecht und der einschlägigen Rechtsprechung die 

Datenschutzvorschriften präzisiert und modernisiert. Sie 

enthält eine Reihe neuer Elemente, die den Schutz der 

Rechte des Einzelnen und der Unternehmen stärken. 

Neben einem harmonisierten Rechtsrahmen, der zu einer 

einheitlichen Anwendung der Vorschriften führt, schafft 

sie gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle auf dem 

EU-Markt tätigen Unternehmen. Sie stärkt die Rechte des 

Einzelnen und bietet einen besseren Schutz vor Daten-

missbrauch. Einzelpersonen erhalten mehr Kontrolle über 

die sie betreffenden Daten, und neue Vernetzungs- und 

Kooperationsmechanismen für die Datenschutzbehörden 

werden eine kohärentere und konsequentere Durchset-

zung der Vorschriften ermöglichen.

Gerade für die Frühphase der Produkt- oder Verfahren-

sentwicklung, in der sich viele der hier dargestellten 

Vorhaben aktuell befinden, gibt die Datenschutzgrund-

verordnung einen verbindlichen Rahmen für die Imple-

mentierung des technologischen Datenschutzes vor. Mit 

den Grundsätzen des „eingebauten“ Datenschutzes 

(Privacy by Design) und der datenschutzfreundlichen 

Voreinstellungen (Privacy by Default) setzt sie Anreize für 

innovative Lösungen, damit Datenschutzinteressen von 

Anfang an, d. h. bereits bei der Entwicklung von techni-

schen Lösungen bzw. „ab Werk“ berücksichtigt werden. 

An der Umsetzung dieser Anforderungen müssen sich 

sowohl der öffentliche Bereich als auch Unternehmen 

künftig messen lassen. 

Dieser Masterplan enthält eine Vielzahl zukunftsfähiger 

Projekte und Vorhaben. In all diesen Projekten muss dem 

Datenschutz von Beginn an sowohl im Hinblick auf die 

Rechtsgrundlagen als auch durch die Umsetzung tech-

nisch-organisatorischer Maßnahmen Rechnung getragen 

werden. Denn: Wirksamer Datenschutz ist Grundrechts-

schutz. Er muss deshalb als integraler und förderlicher 

Bestandteil politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftli-

cher Fortentwicklung verstanden und gelebt werden. 

Datenschutz stellt kein Hindernis für die Digitalisierung 

dar, sondern ist wesentliche Voraussetzung für deren 

Gelingen. 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz 

Niedersachsen

Prinzenstraße 5, 30159 Hannover

poststelle@lfd.niedersachsen.de
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5. Stärkung des Verfassungsschutzes

  Der Wirtschaftsschutz unterstützt die niedersächsischen 

Unternehmen dabei, den Bedrohungen durch Wirt-

schaftsspionage entgegenzutreten und den Schutz des 

intellektuellen Kapitals zu stärken. Dabei gewinnt das 

Thema Cybersicherheit eine immer größere Bedeutung. 

Ziel der Maßnahme ist es daher, vorwiegend Mittelstand 

und Handwerk im Hinblick auf die vielfältigen Spionage-

gefahren von den technischen Möglichkeiten bis hin zum 

menschlichen Faktor zu beraten und Hilfestellung zu 

geben. Diese Leistungen sollen zukünftig auf verschiede-

nen Ebenen intensiviert werden, z. B. durch stärkere 

Vernetzung mit dem Mittelstand 4.0-Kompetenzzent-

rum. Zugleich wird das Beratungs- und Veranstaltungsan-

gebot ausgeweitet, um den zunehmenden Anfragen aus 

Mittelstand und Handwerk gerecht zu werden.

 Zeithorizont: 2018 – laufend

6. Stärkung des Katastrophenschutzes

  Neben den Folgen von Naturereignissen und technischem 

Systemversagen sollen die Strukturen des Katastrophen-

schutzes in Niedersachsen auch Cyber-Attacken als 

realistisches Bedrohungsszenario berücksichtigen. Für die 

Bewältigung solcher Krisenlagen bedarf es einer entspre-

chenden Vorsorge, um der systemischen Gefährdung von 

lebenswichtigen Infrastrukturen vorzubeugen und 

Gefahren wirksam bekämpfen zu können. Die Landesre-

gierung nimmt daher in Aussicht, die Cyberkomponenten 

in ihrem strategischen Krisenmanagement zu verankern.

 Zeithorizont: 2018 – 2020

 Hier finden Sie weitere Beispiele 

Aus der Praxis Niedersachsens:  

www.mw.niedersachsen.de/165710.html

Aufbau des Niedersachsen-CERT (N-CERT) 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport 

Aus den immer häufigeren und hinsichtlich der Methoden deutlich 

komplexeren Angriffen und aus der Ausnutzung von Sicherheitslücken 

resultieren zusätzliche Sicherheitsrisiken für die niedersächsische 

Landes- und Kommunalverwaltung. Das Ziel besteht deshalb in der 

Gewährleistung eines ständig aktuellen Cybersicherheitslagebildes mit 

aussagekräftigen Kennzahlen, um die Sicherheitslage optimal und 

umfassend zu erkennen und angemessen darauf zu reagieren zu 

können.

Das niedersächsische Computer-Emergency-Response-Team (N-CERT) 

soll dabei unterstützen, Angriffe, Vorfälle und Sicherheitslücken besser 

zu erkennen und entsprechende Reaktionen einzuleiten. Dadurch 

werden Sicherheitsrisiken für die niedersächischen Verwaltungen 

minimiert und die Auswirkungen von Sicherheitsvorfällen auf das 

Tagesgeschäft deutlich abgeschwächt. Insgesamt wird die Informati-

onssicherheit auf diese Weise deutlich gesteigert. Gewonnene 

Erkenntnisse aus konkreten Beobachtungen fließen in andere 

Komponenten des landesweiten Risikomanagements ein.

Es ist ein strategisches Ziel der Landesregierung, die Kommunen sowie 

die Hochschulen und Universitäten von den Leistungen des N-CERT 

profitieren zu lassen. Hierzu soll die IT-Sicherheitsexpertise und 

Beratungskompetenz des N-CERT zu einem Cyber-Defense-Center 

(CDC) ausgebaut und allen relevanten Partnern der niedersächsischen 

Landes- und Kommunalverwaltung zur Verfügung gestellt werden.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Michael Schätzke, Niedersächsisches Ministerium 

für Inneres und Sport, Tel.: 0511 / 120 483 0, 

michael.schaetzke@mi.niedersachsen.de,
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Digitale Polizei

Ausgangslage und Herausforderungen

Für die schnelle und effektive Arbeit in einer zunehmend 

digitalisierten Welt müssen Polizistinnen und Polizisten unter 

Maßgabe der rechtlichen Rahmenbedingungen jederzeit und 

überall Zugriff auf die zur Aufgabenerfüllung notwendigen 

Informationen haben. Gleichzeitig müssen die Polizeien von 

Bund und Ländern mit ihren nationalen und internationalen 

Partnern digital und medienbruchfrei vernetzt sein. In einer 

technisierten Arbeitswelt sind aber auch die der erfolgrei-

chen Aufgabenwahrnehmung dienenden Kommunikations- 

und Informationsmöglichkeiten innerhalb der Polizei anzu-

passen, insbesondere bei der Nutzung üblicher sozialer 

Medien. Dadurch werden die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen besser untereinander und mit modernen Wissensquellen 

vernetzt.

Im Zeitalter von Massendaten wird zudem die Verarbeitung 

neuer digitaler Spuren immer wichtiger. Zu diesem Zweck 

werden neue Systeme zur Gewinnung, Strukturierung und 

zum Austausch von Informationen, beispielsweise in Fällen 

der Terrorabwehr oder der Bekämpfung komplexer kriminel-

ler Strukturen, immer bedeutsamer. Auch die qualitativen 

Anforderungen der täglichen Polizeiarbeit steigen. Dabei 

können zukünftig neue digitale Assistenzsysteme die 

operativ tätigen Polizeibeamtinnen und -beamten direkt in 

ihren Arbeitsprozessen besser unterstützen.

Ziele der Landesregierung

Ziel der Landesregierung ist die Umsetzung einer digitalen 

Strategie für die Landespolizei. Dabei stehen die folgenden 

Teilziele im Vordergrund:

1.  Weiterentwicklung und Anpassung der polizeilichen 

Informations- und Kommunikationssysteme im Hinblick 

auf die Bund-Länder-Anforderungen

2.  Aufbau eines internen profil- und gruppenbasierten 

sozialen Netzwerks sowie Weiterentwicklung digitaler 

Assistenzsysteme zur Unterstützung von Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern bei der Bewältigung immer 

komplexerer Aufgaben

Messenger NIMes 
Landespolizeipräsidium

Messenger haben in der Alltagskommunikation mittlerweile einen 

festen Platz eingenommen, sodass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

sich diese Form der Kommunikation auch im Dienst wünschen. Ziel des 

Projektes ist daher die Beschaffung und der Betrieb eines sicheren 

Messengers, der auch auf nicht gemanagten, z. B. privaten Endgeräten 

sicher betrieben werden kann.

Der Messenger NIMes ist als sichere App sowohl auf Smartphones 

(auch dienstlich nicht gemanagte Geräte) als auch als auch auf 

dienstlichen PCs nutzbar. NIMes beherrscht die gängigen Funktionen, 

die von der Applikation WhatsApp bekannt sind, z. B. Einzel-/

Gruppenkommunikation zum Versand von Texten, Bildern, Videos, 

Standorten und Dateien. Das System verfügt über Ende-zu-Ende-Ver-

schlüsselung und wird durch IT.Niedersachsen betrieben. Das 

bedeutet, dass die Daten ausschließlich im Landesnetz liegen. Durch 

eine Vielzahl von Sicherheitsfunktionen unterscheidet sich NIMes von 

WhatsApp oder ähnlichen Systemen.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei nutzen NIMes für die 

alltägliche dienstliche Kommunikation, um ihre Arbeitsprozesse zu 

unterstützen. Die Kommunikation wird schneller und qualitativ besser, 

da auch Fotos, Standorte etc. versandt werden können. Die kommuni-

kative Vernetzung der Kolleginnen und Kollegen verbessert sich und 

die unzulässige Nutzung von kommerziellen Messengern wie z. B. 

WhatsApp wird gestoppt.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Mathias Schröder, Niedersächsisches Ministerium 

für Inneres und Sport, Tel.: 0511 / 120 616 1, 

mathias.schroeder@mi.niedersachsen.de
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3.  Schaffung der notwendigen Grundlagen zur Analyse von 

Massendaten mit entsprechender moderner Hard- und 

Software im Zeitalter einer digital vernetzten Gesellschaft 

(soziale Netzwerke, Internet of Things, SmartHome, 

AutomotiveIT)

Maßnahmen zur Zielerreichung

Zur Erreichung der Zielstellung werden folgende Maßnahmen 

von der Landesregierung eingeleitet:

1. Ausbau BOS-Digitalfunk

  Der Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben (BOS) wird weiter ausgebaut und 

optimiert, um eine sichere und lückenlose Kommunika-

tion zu gewährleisten.

  Zeithorizont: laufend 

Budget: 67 Mio. Euro

2. Polizei 2020

  Es wird in Aussicht genommen, die Anschlussfähigkeit an 

die geplante neue IT-Architektur des Programms „Polizei 

2020“ zur Verbesserung der Verfügbarkeit polizeilicher 

Informationen und zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 

sowie zur Stärkung des Datenschutzes herzustellen.

  Zeithorizont: Start 2019 

3. Interaktionsplattform

  Zur Stärkung der Zusammenarbeit durch moderne 

Kommunikation und Interaktion erfolgt die Einführung 

einer profil- und gruppenbasierten Interaktionsplattform 

(Polizeiliches Soziales Netzwerk). Der erste Schritt zur 

Umsetzung war die Einführung des dienstlichen Messen-

gers NIMes.

  Zeithorizont: Start 3. Quartal 2018 

Budget: 640.000 Euro

Polizeiinternes Soziales Netzwerk (PSN)
Landespolizeipräsidium

Für eine lernende, erfolgreiche und attraktive Organisation sind die 

Verfügbarkeit und Nutzung zeitgemäßer technischer Kommunikations-

möglichkeiten in der Arbeitswelt von großer Bedeutung. Aus diesem 

Grund soll die interne Kommunikation mit der Einführung des 

Polizeiinternen Sozialen Netzwerks (PSN) verbessert werden.

Die Bündelung von Informations- und Kommunikationsanwendungen 

erfolgt in einem Intranetportal. Dadurch wird kollektives Wissen 

nachhaltig generiert. Kern des PSN ist eine profil- und gruppenbasierte 

Kollaborationsplattform. Deren Elemente sind u. a. eine nutzerfreund-

liche Suchfunktion, ein sogenanntes Wiki, ein Messenger und 

Web-2.0-Funktionalitäten. Bei dem Projekt stehen nicht allein 

technische Vorhaben im Vordergrund. Es geht hierbei insbesondere 

um die damit in Verbindung stehenden soziokulturellen Veränderun-

gen (Kommunikationsmöglichkeiten/-verhalten, Zusammenarbeits-/

Beteiligungsformen) für die Organisation.

Die Nutzung eines PSN führt zu einer deutlichen Verbesserung und 

Vereinfachung der bisherigen Kommunikations- und Kollaborations-

möglichkeiten und dient der Informationssteuerung, dem Informati-

onsfluss, der Förderung von aktiven Meinungsbildungsprozessen aller 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie einem unkomplizierten und 

lebendigen Wissensmanagement in der Polizei Niedersachsen.

Dabei sollen möglichst viele bisherige und zukünftige Anwendungen 

im Polizeiintranet miteinander vereint werden.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Thorsten Massinger,  Niedersächsisches Ministerium 

für Inneres und Sport, Tel.: 0511 / 120 613 2, 

thorsten.massinger@mi.niedersachsen.de
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4. Service-Analyse-Verbund

  Für die Verbesserung der forensischen Analyse ist in 

Aussicht genommen, ein Service-Analyse-Verbund nebst 

Planung und Einrichtung einer Analyseplattform für 

digitale Beweismittel zu erstellen, der die digitale 

Forensik und die forensische Analyse 

zusammenführen soll.

  Zeithorizont: Start 3. Quartal 2018 

5. Digitale Assistenten

  Digitale Assistenten wie Sprachassistenten helfen bei der 

Erledigung von Aufgaben. In der digitalen Verwaltung 

können Assistenzsysteme zukünftig sowohl Bürgerinnen 

und Bürger als auch Verwaltungsmitarbeiterinnen und 

-mitarbeiter intelligent unterstützen und miteinander 

vernetzen, z. B. bei polizeilichen Unfall- oder Anzeigenauf-

nahmen oder bei der Bearbeitung von Anträgen in der 

Verwaltung. In der Polizei Niedersachsen soll eine System-

plattform für die einfache Entwicklung und schnelle 

Anpassung von derartigen intelligenten Verwaltungsappli-

kationen weiter vorangetrieben und erprobt werden.

  Zeithorizont: 2017 – laufend 

Budget: 500.000 Euro

6. Predictive Mobile Analytics for Police

  Mithilfe der mobilfähigen und anwenderfreundlichen 

Anwendung PreMAP – Predictive Mobile Analytics for 

Police – wird eine effektivere Kriminalitätsbekämpfung 

im Einsatz- und Streifendienst sowie bei der polizeilichen 

Ermittlungsarbeit ermöglicht. Exemplarische Applikatio-

nen sind die Kriminalitätsvorhersage, das Kriminalitätsra-

dar, Spureninformationen, geobasierte Hot Spots oder 

Umfeldanalysen.

  Zeithorizont: laufend 

Digitale Assistenzsysteme mit BPMN 2.0 
Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport

Arbeits- und Entscheidungsprozesse bei der Polizei oder in anderen 

Verwaltungen werden vielschichtiger und komplexer. Dabei bieten 

aktuelle IT-Anwendungen kaum Hilfe im Sinne einer intelligenten 

Assistenz. Aus diesem Grund sollen Geschäftsprozesse der Polizei bzw. 

Verwaltung in Form intelligenter, digital unterstützender Anwendun-

gen (Apps) entwickelt werden, die einfach und schnell an neue 

Anforderungen angepasst werden können.

In diesem 

Zusammenhang 

entwickelt die 

Polizei mit der 

Unterstützung 

eines Unterneh-

mens eine 

digitale 

Modellierungs-

plattform (Systembaukasten). Dies geschieht auf der Basis der 

Notationsstandards Business Process Model and Notation (BPMN 2.0) 

und Decision Management and Notation für (Entscheidungsregeln im 

Geschäftsprozessmanagement DMN 1.0). Damit können Arbeits- und 

Entscheidungsprozesse aller Art grafisch modelliert und anschließend 

durch eine technische Instanz automatisiert in eine App umgewandelt 

werden. Entwickelt wurde bereits eine benutzerfreundliche Grund-

plattform für die aufwandsreduzierte und kollaborative Erstellung und 

Pflege künftiger Online-Assistenzsysteme durch Fachanwenderinnen 

und -anwender, die auch in anderen Bereichen eingesetzt 

werden kann.

Mit der Plattform für die grafische Modellierung von Arbeits- und 

Entscheidungsprozessen wird erreicht, dass die bisher oftmals noch 

starren Grenzen zwischen IT-Entwicklerinnen und -entwicklern und 

Fachexpertinnen und -experten minimiert und im Sinne einer agilen 

Entwicklung optimiert werden können. Die fachliche Modellierung 

durch interdisziplinäre Fachgruppen erfolgt direkt auf der Plattform. 

Das Prozessmodell wird automatisiert durch eine ausführende 

Prozessengine für die Nutzerinnen und Nutzer bereitgestellt. Erstellte 

Prozessmodelle können geteilt oder in andere Modellen übernommen 

werden.

   Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

Oliver Stock, Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 

Sport, Tel.: 0511 / 120 645 4, oliver.stock@mi.niedersachsen.de
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2.17

Ausgangslage und Herausforderungen

Der überwiegende Teil der öffentlichen Informationen, die in 

der Landesverwaltung vorhanden sind, liegt digital vor. Ein 

großer Anteil davon ist bereits im Internet veröffentlicht und 

frei zugänglich. Dieser Anteil muss in allen Lebensbereichen 

weiter ausgebaut werden.

Dabei bestehen die wesentlichen Herausforderungen darin, 

die Internet-Auftritte der unterschiedlichen Behörden für 

Bürgerinnen und Bürger unter einem Dach bereitzustellen 

und die Anforderungen aus verschiedenen Nutzerkreisen zu 

beachten. Spezielle Interessentengruppen wie Familien oder 

Unternehmen sollen schnell und einfach auf ein für sie 

zugeschnittenes Angebot geführt werden. Zu den relevanten 

Themen sollen zudem nicht nur Informationen geliefert, 

sondern auch Diskussionen angeregt werden. Dazu müssen 

die entsprechenden Daten und aufbereiteten Darstellungen 

wie Diagramme und Karten für Spezialisten, aber auch für 

interessierte Laien benutzerfreundlich zur Verfügung gestellt 

werden.

Ein modernes Informationssystem muss zudem die relevanten 

Informationen unter einem Dach, z. B. über Suchmechanis-

men und Verlinkung, bieten und mit einem durchgängigen 

Prozess von der Erfassung der Daten bis hin zur Veröffentli-

chung ausgestattet sein.

B
ild

: 
C

ar
b

al
lo

/S
h

u
tt

er
st

o
ck

.c
o

mZiele der Landesregierung

Bürgerinnen und Bürger sollen umfassend über alle Bereiche 

ihres Lebensumfeldes informiert werden, z. B. zu den 

Themen Wohnen, Arbeit, Freizeit, Kultur und Bildung. Dazu 

gehören auch Umweltfaktoren, die die Lebensqualität oder 

Aktivitäten in ihrer Umgebung beeinflussen, wie die Luftgüte 

oder der Zustand von Gewässern.

Daraus lassen sich folgende Teilziele ableiten:

1.  Erreichbarkeit aller Internet-Seiten unterschiedlicher 

niedersächsischer Stellen (auch kommunaler), die dem 

vorgenannten Ziel dienen, unter einem zentralen 

Informationsportal

2.  Bereitstellung von Suchmechanismen, die eine einfach zu 

handhabende und intuitive Auffindung der gewünschten 

Informationen erlaubt, auch wenn diese nicht in Doku-

mentenform vorliegen

3.  Aufbereitung und Visualisierung von aktuellen Daten mit 

Grafiken, Diagrammen und Karten zur geografischen 

Orientierung

Bürgerinformation digital
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4.  Gewährleistung einer anwenderfreundlichen Nutzung 

der bereitgestellten Informationen auch auf mobilen 

Endgeräten

Maßnahmen zur Zielerreichung

1.  Aufbau eines niedersächsischen 

Bürgerinformationsportals

  Das im Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz bereits etablierte 

Umweltinformationsportal (NUMIS) wird technisch weiter 

zu einem umfassenden Bürgerinformationsportal 

ausgebaut. Das bisher eigenständige niedersächsische 

Portal zur Dokumentation von Umweltverträglichkeits-

prüfungen (UVP-Portal) wird integriert. Themen aus 

anderen Lebensbereichen wie Informationen für Familien 

oder zum Bündnis bezahlbares Wohnen werden gleich-

berechtigt integriert. Das Bürgerinformationsportal wird 

in das zentrale niedersächsische Verwaltungsportal (siehe 

Kapitel 2.14) eingebunden.

  Zum anderen beinhaltet die Maßnahme den Aufbau und 

die Integration von Fachinformationssystemen für 

Wasser, Natur- und Strahlenschutz. In der Fachbehörde 

für Naturschutz im Niedersächsischen Landesbetrieb für 

Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz wird die 

Landesdatenbank (LDB) als Werkzeug zur Abfrage und 

Auswertung von landesweiten wasserwirtschaftlichen 

Daten betrieben. Ebenso wird ein Fachinformationssys-

tem für Naturschutzdaten (FIS-N) aufgebaut. Große Teile 

der Daten aus diesen Anwendungen wie Wassergüte, 

Pegelstände, geschützte Flächen usw. sind für die 

Bevölkerung interessante Informationen. Neben Kompo-

nenten für die digitale Datenerfassung und -verarbeitung 

sind auch solche zur Online-Auskunft enthalten. Die 

Auskunftskomponenten sollen ebenso wie die bereits 

vorhandenen Systeme zur Kernreaktor-Fernüberwachung 

in das Portal integriert werden.

  Zeithorizont: 2. Quartal 2018 – 4. Quartal 2022

Niedersächsisches Umweltportal (NUMIS) 
Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, 

Bauen und Klimaschutz

Informationen über die Umwelt liegen in Form von Messwerten, Kar-

ten, Dokumenten und Internet-Seiten vor. Soweit sie im Internet 

veröffentlicht sind, sind sie an verschiedenen Stellen verfügbar. Die in 

der niedersächsischen Landesverwaltung vorhandenen Umweltdaten 

sollen ressortübergreifend in einem Portal auffindbar gemacht 

werden.

Das niedersächsische Umweltportal NUMIS verfügt über eine 

Suchmaschine, über die Umweltinformationen der gesamten 

niedersächsischen Landesverwaltung gefunden werden können. Unter 

dem Dach des Portals werden sowohl Karten als auch Messreihen zu 

unterschiedlichen Themen aus dem gesamten Spektrum des Umwelt-

bereichs dargestellt. Auf Daten, die frei verfügbar sind, wird verlinkt, 

sodass sie unkompliziert zur weiteren Verarbeitung heruntergeladen 

werden können.

Alle Informationen zu umweltrelevanten Themen niedersächsischer 

Behörden, die nicht besonderen Schutzzielen wie dem Urheberrecht, 

Datenschutz oder der öffentlichen Sicherheit unterliegen, werden 

unter dem Dach NUMIS den Bürgerinnen und Bürgern leicht auffind-

bar und in aussagekräftiger Darstellung zur Verfügung gestellt. Dazu 

werden auch Daten, die bisher noch nicht elektronisch zugänglich 

sind, in angemessener Weise aufbereitet und in das Portal 

eingebunden.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Dr. Fred Kruse, Niedersächsisches Ministerium für 

Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz, 

Tel.: 0511 / 120 348 1, fred.kruse@mu.niedersachsen.de, 

www.numis.niedersachsen.de
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2.  Integration von Daten aus der 

Gewerbeaufsichtsverwaltung

  In der Gewerbeaufsichtsverwaltung werden diverse 

Informationen wie Luftgüte oder Anlagenkataster 

vorgehalten und Daten aus der Umgebungsüberwachung 

kerntechnischer Anlagen verwaltet. Die Datenbanken 

sollen in der Weise ausgebaut werden, dass die zur 

Veröffentlichung geeigneten Daten aufbereitet und dem 

Bürgerinformationsportal zugeliefert werden können.

  Zeithorizont: 2. Quartal 2018 – 4. Quartal 2022

3.  Integration von Informationen außerhalb 

des Umweltbereichs

  Informationen der Landesverwaltung außerhalb des 

Umweltbereichs und interessierter Kommunen werden in 

das Bürgerinformationsportal eingebunden.

  Zeithorizont: 1. Quartal 2020 – 4. Quartal 2022

4. Apps für Bürgerinformationen

  Für ausgewählte Zielgruppen und Themen, z. B. Freizeit 

und Kultur für Familien, sollen mobile Anwendungen 

entwickelt werden, die Bürgerinnen und Bürgern auf der 

Basis der vorliegenden Datenbasis Informationen 

aufbereitet zur Verfügung stellen.

   Zeithorizont: 3. Quartal 2018 – 4. Quartal 2022

 Gesamtbudget aller Maßnahmen: 3 Mio. Euro

 Hier finden Sie weitere Beispiele 

Aus der Praxis Niedersachsens:  

www.mw.niedersachsen.de/165712.html

Jugendserver Niedersachsen 
Landesjugendring Niedersachsen

Als Mitmach-Plattform soll der Jugendserver Niedersachsen engagierte 

Jugendliche und Multiplikatoren vernetzen, informieren und ihnen 

digitale Tools für die Zusammenarbeit bieten. Diese Möglichkeit war 

bei Projektbeginn nicht gegeben. Ziel dabei ist es, die digitale 

Jugendarbeit effektiv zu unterstützen. Die Inhalte und Beiträge auf der 

Plattform werden von den Userinnen und Usern organisiert.

Die Plattform ist verbandsübergreifend für alle in der Jugendarbeit 

Tätigen nutzbar. Sie vernetzt und bietet digitale Ressourcen für 

Zusammenarbeit und Austausch. So bietet der Jugendserver Nieder-

sachsen einen freien und offenen Zugang zu Wissen und unterstützt 

das Engagement seiner Userinnen und User mit der permanenten 

Weiterentwicklung und der Einbindung entsprechender Angebote 

(z. B. Jugendpad). Der Server wird monatlich von knapp 300.000 

Besucherinnen und Besuchern aufgerufen.

Perspektivisch soll mit dem Jugendserver Niedersachsen eine 

Schnittstelle zum digitalen Projektmanagement etabliert und den 

Herausforderungen der digitalen Gesellschaft sicher und ressourcen-

orientiert begegnet werden. Kindern und Jugendlichen wird eine 

Alternative zu kommerziellen Lösungen geboten, die für Projekte in 

der Jugendarbeit frei eingesetzt werden kann.

   Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

Björn Bertram, Landesjugendring Niedersachsen, 

Tel.: 0511 / 519 451 0, bertram@ljr.de
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Umweltkarten-Niedersachsen 
Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz

Digitale geografische Informationen liegen in großem Umfang 

innerhalb der Umweltverwaltung vor. Ein einfacher, schneller Zugang 

zu den Informationen ist häufig jedoch nicht gegeben. Ziel des 

Projektes ist deshalb die interaktive Bereitstellung von geografischen 

Informationen der Umweltverwaltung. Dabei sollen Bürgerinnen und 

Bürger sich Themen nach ihren Bedürfnissen innerhalb der Anwen-

dung selbst zusammenstellen können.

Das Portal „Umweltkarten-Niedersachsen“ bietet diesen Zugang. Die 

Karten sind thematisch gruppiert, können aber auch nach individuellen 

Anforderungen zusammengestellt werden. Geografische Daten 

werden zusätzlich über europaweit standardisierte Services (z. B. Web 

Map Service, Web Feature Service) zur weiteren Verarbeitung 

bereitgestellt.

Zukünftig soll das Informationsangebot weiter vervollständigt und 

erweitert werden. Damit soll der gesamte Umfang umweltrelevanter 

geografischer Daten in Niedersachsen abgedeckt werden. Die 

„Umweltkarten-Niedersachsen“ sollen in das geplante Bürgerinforma-

tionsportal eingebunden werden.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Dorothea Pielke, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz, Tel.: 0511 / 120 346 7, 

dorothea.pielke@mu.niedersachsen.de, 

www.umwelt.niedersachsen.de/service/umweltkarten
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Niedersächsisches UVP-Portal
Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz

Die Informationen zu Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) und 

Bauleitplanungen liegen bei den verfahrensführenden Behörden. 

Bisher gab es für Interessierte keinen zentralen Zugriffspunkt auf die 

Informationen. Deshalb ist das Ziel des Projekts die Bereitstellung der 

einschlägigen Dokumente zu UVP-Vorhaben für die Öffentlichkeit 

sowie von Informationen zur Bauleitplanung.

Das niedersächsische UVP-Portal informiert die Bürgerinnen und 

Bürger über alle UVP-pflichtigen Vorhaben unter Beteiligung nieder-

sächsischer Behörden, zum Beispiel über den Stand des Verfahrens, 

Auslegungs- und Erörterungstermine, auszulegende Unterlagen, 

Berichte und Empfehlungen sowie die abschließende Entscheidung. 

Darüber hinaus werden Informationen zur Bauleitplanung auf 

Grundlage des Baugesetzbuchs bereitgestellt.

Langfristig soll eine Erweiterung des Informationsangebots, z. B. durch 

die Dokumentation von Vorprüfungen, im UVP-Portal zur Verfügung 

gestellt werden. Außerdem soll eine Reduzierung des personellen 

Aufwands der beteiligten Behörden erreicht werden, z. B. durch 

Unterstützung der europäischen Berichterstattung durch Auswertung 

und Aufbereitung der im Portal vorhandenen Informationen. Zudem 

soll eine leichtere Auffindbarkeit der Informationen für die Bürgerin-

nen und Bürger durch Integration des UVP-Portals in das niedersächsi-

sche Umweltinformationsportal NUMIS gewährleistet werden.

  Ansprechpartner / Weitere Informationen: 

   Dr. Fred Kruse, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz, Tel.: 0511 / 120 348 1, 

fred.kruse@mu.niedersachsen.de, https://uvp.niedersachsen.de
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Bereits im Jahr 2015 erstellte die Europäische Kommission 

ihre „Strategie für den digitalen Binnenmarkt“, um ihn für 

das digitale Zeitalter zu ertüchtigen. Regulierungsbedingte 

Barrieren sollen beseitigt und die nationalen Märkte noch 

stärker zusammengeführt werden. Die Strategie stützt sich 

dabei auf drei wesentliche Säulen: 

  Schaffung eines besseren Zugangs zu digitalen Waren 

und Dienstleistungen 

  Optimierung der Rahmenbedingungen für digitale Netze 

und Dienstleistungen 

  Ausschöpfung der digitalen Vorteile durch Wirtschaft, 

Industrie und Arbeitsmarkt 

Dadurch sollen auch in den niedersächsischen Regionen 

Impulse entstehen, damit verschiedene Bevölkerungsgrup-

pen, gerade auch in ländlichen Gebieten, digitale Lösungen 

besser nutzen können. 

Um die vorgenannten Ziele zu erreichen, hat die Europäische 

Kommission sie nun mit Mitteln hinterlegt und schlägt im 

Entwurf zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 – 2027 vor, 

für den Bereich Digitalisierung 3 Mrd. Euro auszugeben. 

Diese Mittel sollen vordringlich in die europäischen Infra-

strukturnetze fließen. Am 06. Juni 2018 stellte die Europäi-

sche Kommission zudem einen Verordnungsentwurf zur 

Aufstellung des Programms „Digitales Europa“ vor, das mit 

weiteren 9,2 Mrd. Euro ausgestattet ist. Das Ziel des Pro-

gramms besteht darin, den digitalen Wandel in der europäi-

schen Wirtschaft und Gesellschaft zu etablieren. Beabsichtigt 

ist, die Forschungs- und Entwicklungsergebnisse aus dem 

Programm „Horizont“ sowohl für Unternehmen als auch für 

den öffentlichen Sektor zugänglich zu machen. In einem 

offenen wettbewerblichen Verfahren soll ein EU-weites Netz 

von digitalen Innovationszentren in den Regionen entstehen, 

an dem auch Niedersachsen teilnehmen wird.

Für die Kohäsionspolitik ab 2020, die in Niedersachsen vor 

allem über den Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 

(EFRE) und den Europäischen Sozialfonds (ESF) wirksam wird, 

hat die Europäische Kommission entschieden, den Fokus auf 

Investitionen mit einem klaren europäischen Mehrwert zu 

setzen. Die von ihr vorgeschlagenen Politikziele konzentrieren 

sich vorrangig auf ein intelligenteres, stärker vernetztes 

Europa. In stärker entwickelten Regionen wie Niedersachsen 

rückt damit die Förderung des digitalen Wandels in den 

Vordergrund, damit Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen 

und die öffentliche Hand gestärkt daraus hervorgehen.

Daher wird die niedersächsische Strategie für die EU-Förde-

rung 2021 bis 2027 den Themenschwerpunkt „Digitalisie-

rung“ besonders berücksichtigen und folglich die Förderung 

und Erprobung innovativer Ansätze einfordern. Durch eine 

geschickte Verknüpfung der ressortbezogenen Schwerpunkt-

setzungen im Masterplan Digitalisierung mit der künftigen 

Landesstrategie für die EU-Förderung 2021 bis 2027 können 
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sich deshalb vielfältige Synergien ergeben, die die Innovati-

onskraft in den niedersächsischen Regionen erhöhen 

werden. Dies kann enorme Chancen eröffnen, die künftigen 

Herausforderungen proaktiv anzugehen und insbesondere 

die Attraktivität der ländlichen Räume zu steigern.

So verändern seit geraumer Zeit der demografische Wandel, 

Wanderungsbewegungen, aber auch neue wirtschaftliche 

Rahmenbedingungen zahlreiche Städte und Dörfer. In 

einigen Regionen führen Arbeitsplatzverluste sowohl im 

gewerblichen und industriellen als auch im landwirtschaftli-

chen Bereich ebenso wie Abwanderungstendenzen jüngerer 

Einwohnerinnen und Einwohner zu demografischen Verwer-

fungen. Infolgedessen zeichnen sich in vielen ländlichen 

Räumen bereits heute Fachkräftemangel und Überalterung 

der Bevölkerung ab, die vor allem Handwerksbetriebe wie 

auch kleine und mittlere Unternehmen vor wachsende 

Herausforderungen stellen. Die Digitalisierung kann hier zu 

einer Verbesserung der Arbeitsqualität im Hinblick auf eine 

älter werdende Belegschaft beitragen. Gleichzeitig bietet sie 

Potenziale, um den drohenden Fachkräftemangel abzumil-

dern. Auch ermöglicht sie die bessere Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie durch zeit- und ortsungebundene Tätigkei-

ten. Dies kommt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 

den Regionen zugute und kann sich auf die Wohnstandort-

wahl zugunsten ländlicher Räume positiv auswirken. Zugleich 

werden die Einzugsbereiche von großen Städten und 

Metropolen entlastet, deren Wachstum auch Schattenseiten 

wie hohe Pendlerströme und Verkehrsaufkommen, knappen 

Wohnraum oder überlastete öffentliche Infrastrukturen zeigt.

Mittelstand und Handwerk können somit einen niedrig-

schwelligen Zugang zu Informationen erhalten und wirt-

schaftliche Digitalisierungsansätze erproben und umsetzen. 

Dies dient dazu, Handel, Handwerk und Dienstleister 

international erfolgreich und zukunftssicher aufzustellen.

Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ist in ländlichen 

Räumen in wirtschaftlicher, kultureller und sozialer Hinsicht 

nicht zuletzt deshalb gefährdet, weil wichtige gesellschaft liche 

Teilsysteme dem Veränderungsdruck nicht standhalten. Auch 

hier kann die Digitalisierung entlastend wirken, indem bei-

spielsweise eine flächendeckende Gesundheits- und Pflegever-

sorgung durch E-Health-Anwendungen unterstützt wird.

Gleiches gilt für die Vermittlung digitaler Kompetenzen und 

das Lernen mit digitalen Medien. Insbesondere in dünn 

besiedelten Regionen können sie Bildungschancen verbessern 

und dezentrale Ausbildungsmöglichkeiten für Betriebe und 

Berufsschulen ermöglichen.

Wie konkret eine Region die Chancen der Digitalisierung 

nutzt, zeigt die Region Südniedersachsen, das landesweit am 

stärksten vom demografischen Wandel betroffen ist, 

vornehmlich begründet durch Abwanderung und Alterung. 

Hinzu kommt die räumliche Distanz zu großen dynamischen 

Wachstumszentren. All das hat dazu geführt, dass Südnie-

dersachsen im Vergleich zu anderen Regionen des Landes im 

Laufe der Zeit zurückgefallen ist.

Seit dem Jahr 2015 arbeiten Kommunen, Wirtschaft, 

Hochschulen, Kammern und Verbände im Südniedersachsen-

programm zusammen, um die Region gemeinsam voranzu-

bringen. Insgesamt sind inzwischen 31 Kooperationsprojekte 

in sechs Handlungsfeldern entstanden.

Dem Ausbau der digitalen Infrastruktur kommt im Südnieder-

sachsenprogramm eine große Bedeutung zu. Im Handlungs-

feld „Virtuelle Mobilität“ wurden von Beginn an ebenfalls 

Projekte entwickelt, die auf digitale Anwendungen fokussie-

ren. Es zeigte sich, dass regionale Entwicklungsprozesse stark 

von der digitalen Transformation profitieren können. 

Insgesamt sind es inzwischen 17 Projekte in den verschiede-

nen Handlungsfeldern, die Infrastrukturausbau und digitale 

Praxis zum Gegenstand haben.

In der Programmfortsetzung soll nun die digitale Kompetenz 

der Region projektübergreifend gebündelt und weiterent-

wickelt werden. Der Projektverbund „Südniedersachsen.

Digital“ soll durch eine intensive Koordinierung Synergie-

effekte zwischen einzelnen Teilprojekten herstellen. Der 

Verbund arbeitet im Zeichen einer Cross Innovation: Wissen 

und digitale Praktiken werden zwischen verschiedenen 

Bereichen ausgetauscht. Die Implementierung übergreifender 

IT-Infrastrukturlösungen ist angedacht. 

Ansprechpartner und weitere Informationen: 

Dr. Holger Meyer, Ministerium für Bundes- 

und Europa angelegenheiten und Regionale 

Entwicklung, Tel. 0511 / 120 844 1, 

holger.meyer@mb.niedersachsen.de

Hier erfahren Sie mehr zum Projektverbund 

„Südniedersachsen.Digital“: 

www.suedniedersachsenprogramm.niedersachsen.de/startseite/

handlungsfeld_1/suedniedersachsendigital-166519.html
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Sehr geehrte Damen und Herren,

seit dem 1. April 2018 trägt die Stabsstelle Digitalisierung im 

Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, 

Verkehr und Digitalisierung unter meiner Leitung die Verant-

wortung für den Infrastrukturausbau und die Koordinierung 

der unterschiedlichen Aktivitäten zur Digitalisierung unseres 

Landes.

Die Stabsstelle Digitalisierung arbeitet seit dem ersten Tag 

eng zusammen mit allen Ressorts, den Kommunen, den 

Verbänden und Initiativen, zahlreichen Unternehmen, den 

Hochschulen, Universitäten und Instituten, vor allem aber 

auch mit vielen engagierten Einzelpersonen. Dabei wurden 

Gedanken und Anregungen ebenso aufgenommen wie 

zahlreiche gute Beispiele digitaler Praxis aus Niedersachen. 

Mir persönlich war es ein wichtiges Anliegen, diesen 

Anregungen und erfolgreichen Projekten im Masterplan den 

notwendigen Raum zu geben. 

Die politischen Vorhaben wurden abgeschichtet, strukturiert 

in Beziehung gesetzt und mit konkreten Zeitplänen und 

Budgets versehen. In diesem Zusammenhang wurde ein 

Dialog- und Strategieprozess begonnen, der nun fortgesetzt 

und intensiviert wird, sodass der Masterplan regelmäßig ein 

Update erhält. Für uns ist klar, dass der Masterplan ein 

„atmendes digitales Dokument“ sein muss, das einen ersten 

Meilenstein setzt. Aber – und auch das ist klar – weitere 

müssen und werden folgen. Gemeinsam mit allen interessier-

ten und engagierten Niedersachsen wollen wir das Beste bei 

der Digitalisierung unseres Landes erreichen. Mit zahlreichen 

Beteiligungsformaten, mit Transparenz sowie Mitsprache- 

und Mitgestaltungsgelegenheiten haben wir in diesem 

Masterplan auch einen Meilenstein in der Kommunikation 

zwischen Staat und Bürgerschaft realisiert.

4 Schlusswort und Ausblick

Auch weiterhin wird es über unsere Website www.mw.

niedersachsen.de regelmäßig die Gelegenheit zum Mitma-

chen geben. Die Beteiligung von 9.000 Bürgerinnen und 

Bürgern bei unserem Aufruf zur Meldung von „Funklöchern“ 

hat gezeigt, dass die Bereitschaft zur Unterstützung im Land 

riesig ist. Dabei sind uns alle Akteure willkommen. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesem niedrigschwelligen 

Ansatz zum Durchbruch verhelfen würden. Einzelne Maßnah-

men dieses Masterplans werden wir gemeinsam mit Ihnen 

weiterentwickeln. Unsere Ziele sind ehrgeizig. Einiges werden 

wir nicht erreichen, vieles aber schon. Wir pflegen eine 

Start-up-Kultur. Falsche Wege werden wir korrigieren und 

richtige Wege noch schneller beschreiten und für uns 

erobern. 

Gemeinsam gestalten wir die digitale Zukunft positiv für 

unser Land

Ihr

Stefan Muhle

Staatssekretär für Digitalisierung
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5 Glossar

FTTx-Anschlüsse

Von FTTx-Anschlüssen wird gesprochen, wenn die 

Zuführung der Daten auf dem Weg von der Vermittlungs-

stelle zum Kunden ausschließlich oder hauptsächlich auf 

Glasfaser stattfindet. Verschiedene Varianten sind möglich: 

FTTH

FTTH (Fiber To The Home) ist eine Internetzugangstechno-

logie bei welcher Glasfaser durchgängig von der Vermitt-

lungsstelle bis zum Kunden hin ins Gebäude hinein verbaut 

werden. Mit dieser Anschlussmethode lassen sich Zugangs-

geschwindigkeiten von über mehreren hundert MBit/s 

erreichen. In Deutschland ist die Technologie bis auf wenige 

lokal begrenzte Pilotprojekte in Ballungsgebieten noch nicht 

weit verbreitet. Insbesondere die hohen Erschließungskosten 

der Haushalte mit der Glasfaser hemmen die Investitionen 

seitens der Provider in diese Technologie. Langfristig entfal-

len jedoch bei diesen Anschlüssen die laufenden Kosten für 

Wartung und Stromversorgung der Kabelverzweiger an den 

Straßenrändern und reduzieren somit den Netzaufwand.

FTTB-Anschluss

Bei FTTB-Anschlüssen (Fiber To The Building) wird die 

Glasfaser direkt bis vor das Haus oder Grundstück des 

Endkunden bereitgestellt und nur die letzen Meter ins Haus 

müssen per Kupferkabel überwunden werden.

FTTC

FTTC (Fiber To The Curb) ist eine Zugangsvariante bei 

welcher Glasfaser auf dem Weg von der Vermittlungsstelle 

bis zu einem Outdoor-DSLAM  verlegt werden. Von dort 

werden Daten auf den schon vorhandenen Kupferkabeln bis 

in die Haushalte hinein weiter geführt. FTTC ist günstiger im 

Aufbau als vergleichsweise FTTH, da die zu überbrückenden 

Distanzen mit Glasfaser kürzer sind und somit Tiefbaukosten 

begrenzt werden. Durch die Vergleichsweise lange Kupfer-

strecke liegen die erzielbaren Datenraten deutlich unter den 

von FTTB- und FTTH-Lösungen. Die Datenrate beim Endkun-

den ist also abhängig von der Länge der Kupferleitung vom 

Outdoor-DSLAM zum Hausanschluss. Das VDSL Angebot der 

Deutschen Telekom basiert auf FTTC. 

VDSL (Very High Speed Digital Subscriber Line) 

VDSL-Dienst

VDSL-Dienste wurden in Deutschland zunächst 2006 von 

der Deutschen Telekom in 10 Großstädten angeboten. 

Mittlerweile sind 50 Städte fast flächendeckend mit VDSL 

ausgebaut. Das bedeutet, dass in diesen Städten Out-

door-DSLAM installiert wurden, welche per Glasfaser und 

nicht mit Kupferkabeln mit den Hauptverteilern verbunden 

sind. Der verwendete technische Standard ist VDSL2 und 

basiert auf einer FTTC-Lösung. Somit ist eine Verfügbarkeit 

über den engen Radius um die Vermittlungsstelle hinaus 

gewährleistet. Dabei werden dem privaten Endkunden 

Geschwindigkeiten von bis 50Mbit/s im Downstream 

angeboten. In insgesamt 750 Anschlussbereichen in Deutsch-

land besteht darüber hinaus eine Verfügbarkeit von VDSL 

durch eine Versorgung aus der Vermittlungsstelle, dem 

Hauptverteiler. So ist dort eine punktuelle VDSL-Verfügbar-

keit um die Vermittlungsstellen herum gegeben. 
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Viele weitere Anbieter bauen auch zunehmend eigene, von 

der Deutschen Telekom unabhängige VDSL-Lösungen auf 

und versorgen dabei oftmals auch bisher mit Breitband 

unerschlossene Gebiete. 

VDSL2-Vectoring ist eine Erweiterung von VDSL2, die das 

unerwünschte Übersprechen zwischen benachbarten 

metallischen Teilnehmeranschlussleitungen verringern soll. 

Dadurch kann die Übertragungsrate, insbesondere in 

ungeschirmten Kabelbündeln üblicher Telefonnetze und mit 

vielen VDSL-Teilnehmern, teils deutlich bis 100Mbit/s im 

Downstream gesteigert werden.

Open Access

Unter Open Access wird der diskriminierungsfreie Zugang 

aller Marktteilnehmer auf einer NGA-Infrastruktur (insbeson-

dere FTTH-Zugangsnetze) bis zum Endkunden verstanden. Es 

ist aber noch strittig, wie eine zukünftige gemeinsame und 

einheitliche Nutzung der Glasfaser für alle Diensteanbieter 

erfolgen kann. Verschiedene Betreiber- und Geschäftsmo-

delle erschweren eine ganzheitliche Betrachtung. Zurzeit 

versucht die Bundesnetzagentur im Rahmen des NGA-Fo-

rums eine universale Definition für Open Access-Modelle auf 

dem deutschen Telekommunikationsmarkt zu erarbeiten. 

Versorgungssituation

Im Rahmen der Breitbandgrundversorgung liegen weiße 

Flecken vor, wenn gar keine Breitbanddienste vorhanden und 

auch nicht für die nächsten drei Jahre durch private Investo-

ren geplant sind. Hier ist staatliches Eingreifen in der Regel 

verhältnismäßig, da ansonsten die Breitbandversorgung auf 

Grund von Marktversagen nicht gewährleistet ist. Im 

Gegensatz dazu ist staatliches Handeln zumeist ausgeschlos-

sen in sog. schwarzen Flecken. Hier existieren mind. zwei 

Betreiber von Breitbandnetzen und diese bieten ihre Dienste 

unter Wettbewerbsbedingungen an. Es herrscht kein 

Marktversagen und staatliche Beihilfen sind in der Regel 

unverhältnismäßig. Detaillierte Bedingungen an eine staatli-

che Beihilfe werden jedoch in sog. grauen Flecken gestellt. 

In diesen existiert ein Netzbetreiber, der auf Grund seiner 

Monopolstellung allein über Qualität und Preis bestimmen 

kann.

Fördermodelle 

Kommunen mit unzureichender Breitbandinfrastruktur haben 

die Möglichkeit, eigene finanzielle Mittel für den Breitband-

ausbau vor Ort einzusetzen. Dies kann entweder durch den 

Aufbau eigener passiver Breitbandinfrastruktur mit anschlie-

ßender Vermietung an und dem Betrieb durch einen Netzbe-

treiber (Betreibermodell) geschehen oder durch den Aus-

gleich der Wirtschaftlichkeitslücke eines Netzbetreibers durch 

einen einmaligen finanziellen Investitionskostenzuschuss 

(Wirtschaftlichkeitslückenmodell).
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